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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Reutlingen vom 05.05.2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Â 

Â 

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung einer stationÃ¤ren Leistung zur
medizinischen Rehabilitation streitig. 

Der 1974 geborene KlÃ¤ger bezieht existenzsichernde Leistungen nach dem
ZwÃ¶lften Buch Sozialgesetzbuch (SGBÂ XII) des zustÃ¤ndigen SozialhilfetrÃ¤gers
Landkreis T. Die Beklagte Ã¼bernimmt die Krankenbehandlung im Auftrag des
SozialhilfetrÃ¤gers gegen Kostenerstattung nach Â§Â 264 FÃ¼nftes Buch
Sozialgesetzbuch (SGBÂ V).
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Am 16.02.2020 beantragte der KlÃ¤ger wegen RÃ¼ckenproblemen,
AngstzustÃ¤nden und â��Kopfproblemenâ�� stationÃ¤re Leistungen der
medizinischen Rehabilitation. Er leide unter Bauch- und Magenschmerzen,
AngstgefÃ¼hl, Stuhlinkontinenz sowie RÃ¼cken- und Kreuzschmerzen. 

Die Beklagte lehnte diesen Antrag mit Bescheid vom 20.04.2020 ab. Der KlÃ¤ger
kÃ¶nne von ambulanten MaÃ�nahmen am Wohnort profitieren, zB
Heilmitteltherapie wie Krankengymnastik, Physiotherapie, Reha-Sport, AOK-
RÃ¼ckenstudio sowie Facharztbetreuung durch OrthopÃ¤den und
Schmerztherapeuten. 

Dagegen legte der KlÃ¤ger am 27.04.2020 Widerspruch ein. Aufgrund seiner
kÃ¶rperlichen und psychischen Erkrankungen sei er auÃ�erstande, ambulante
MaÃ�nahmen durchzufÃ¼hren. Eine stationÃ¤re Behandlung sei dringend
erforderlich. Mit Schriftsatz vom 04.05.2020 teilte der BevollmÃ¤chtigte des
KlÃ¤gers mit, dass dieser sich in stationÃ¤rer Behandlung in der Nklinik in T
befinde. Er legte ein Ã¤rztliches Attest der K vom 30.08.2019 (â��zur Vorlage beim
AuslÃ¤nderamt der Stadt Tâ��) mit den Diagnosen chronische SchmerzstÃ¶rung
mit somatischen und psychischen Faktoren, chronische Lumbalgie bei
degenerativen VerÃ¤nderungen, depressive StÃ¶rung und chronische Gastritis vor.
Danach sei das Schmerzgeschehen des KlÃ¤gers erheblich psychisch Ã¼berlagert.
Weiterhin legte er ein Ã¤rztliches Attest des S vom 24.04.2020 vor, wonach aus
neurochirurgischer Sicht bei dem KlÃ¤ger eine stationÃ¤re Rehabilitation zur
Schmerzverbesserung medizinisch sinnvoll sei. 

In der Zeit vom 07.04.2020 bis zum 13.06.2020 befand sich der KlÃ¤ger in
akutstationÃ¤rer Behandlung in der Klinik fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie des
Uklinikums T. Der W diagnostizierte im Entlassbericht vom 12.05.2020 eine
SomatisierungsstÃ¶rung (ICD 10 F45.0) und Ã¤uÃ�erte den Verdacht auf schizotype
StÃ¶rung (ICDÂ 10 F21). W berichtete ua Ã¼ber eine Sprachbarriere und eine
darÃ¼berhinausgehende Problematik in der VerstÃ¤ndigung. Der KlÃ¤ger habe
ausgeprÃ¤gte Somatisierungstendenzen mit diffusen Schmerzen und Ã�ngsten
bezÃ¼glich des Blutdrucks und der unbegrÃ¼ndeten Sorge, an einer ernsthaften
somatischen Erkrankung zu leiden, gezeigt. WÃ¤hrend des stationÃ¤ren Aufenthalts
wurden keine somatischen ErklÃ¤rungen fÃ¼r die vom KlÃ¤ger beklagten
Beschwerden gefunden. Die KlinikÃ¤rzte organisierten einen Termin zum
VorgesprÃ¤ch bei der C, die Punjabi spricht. FÃ¼r eine weitere stationÃ¤re
akutpsychiatrische Therapie sahen die KlinikÃ¤rzte keine Indikation und empfahlen
eine ambulante muttersprachliche Psychotherapie. 

Die Beklagte veranlasste ein Gutachten des Medizinischen Dienstes der
Krankenversicherung Baden-WÃ¼rttemberg (MDK). H gelangte im Gutachten vom
19.06.2020 zu dem Ergebnis, dass die medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r
Leistungen zur stationÃ¤ren Rehabilitation nach Â§Â 40 SGBÂ V nicht vorlÃ¤gen.
Die vom KlÃ¤ger geklagten Schmerzen seien Ã¼berwiegend psychisch Ã¼berlagert
und deshalb einer somatischen Behandlung nicht zugÃ¤nglich. Die DurchfÃ¼hrung
einer somatischen Reha-MaÃ�nahme wÃ¼rde die krankhafte Ã�berzeugung des
KlÃ¤gers, an einer organischen Erkrankung zu leiden, noch verstÃ¤rken und nicht
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zur Genesung beitragen. Wie im Rahmen des psychiatrischen
Krankenhausaufenthaltes empfohlen, sei eine intensive Psychotherapie notwendig,
um ein PsychogeneseverstÃ¤ndnis zu erreichen, dysfunktionale Coping-Strategien
zu verÃ¤ndern und Ressourcen zu aktivieren. Eine psychosomatisch-
psychotherapeutische Rehabilitation in Deutschland scheitere an der
Sprachbarriere. Die Psychotherapie mÃ¼sse in der Muttersprache des KlÃ¤gers
erfolgen, damit sie Erfolg haben kÃ¶nne. Die von der Klinik initiierte Therapie bei
einer muttersprachlichen Therapeutin sei dringend erforderlich. Begleitend dazu sei
eine sportliche BetÃ¤tigung in Eigenregie, ggf zunÃ¤chst angestoÃ�en durch
ambulante Physiotherapie, zu empfehlen. Ein Rehabilitationsbedarf fÃ¼r eine
stationÃ¤re RehabilitationsmaÃ�nahme, RehabilitationsfÃ¤higkeit und eine positive
Rehabilitationsprognose lieÃ�en sich aus den vorliegenden Unterlagen nicht
ableiten. 

Der Widerspruchsausschuss der Beklagten wies den Widerspruch des KlÃ¤gers mit
Widerspruchsbescheid vom 15.10.2020 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.Â  

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 12.11.2020 Klage zum Sozialgericht Reutlingen (SG)
erhoben.

Das SG hat die behandelnden Ã�rzte des KlÃ¤gers als sachverstÃ¤ndige Zeugen
einvernommen. Die K hat mit Schreiben vom 15.01.2021 Ã¼ber Vorstellungen des
KlÃ¤gers am 29.01.2020, 04.03.2020, 16.10.2020 und 04.12.2020 berichtet. Bei
den kÃ¶rperlichen Untersuchungen des RÃ¼ckens und der Beweglichkeit der
WirbelsÃ¤ule habe sie eine schwach ausgeprÃ¤gte RÃ¼ckenmuskulatur, eine
leichte Hyperlordose, einen Druckschmerz im Bereich der WirbelsÃ¤ule und eine
schmerzbedingt endgradige BewegungseinschrÃ¤nkung beim Beugen festgestellt. K
hat sich der Beurteilung des MDK angeschlossen. Eine intensive
psychotherapeutische und parallel dazu physiotherapeutische Behandlung im
ambulanten Setting sei sinnvoll. 

Die S1 hat mit Schreiben vom 26.02.2021 berichtet, dass der KlÃ¤ger die Praxis
sehr hÃ¤ufig aufsuche. Alle kÃ¶rperlichen Symptome (vorwiegend Kraftlosigkeit,
KÃ¤ltegefÃ¼hle, diffuse Bauchschmerzen, Meteorismus , Brennen im Bauch, selten
RÃ¼ckenschmerzen) habe der KlÃ¤ger mit groÃ�er Sorge und Ã�ngsten um seine
Gesundheit vorgebracht. Der KlÃ¤ger sei nur schwer davon zu Ã¼berzeugen, dass
keine schwerwiegende Erkrankung dahinterstecke. Diverse Untersuchungen
(Ultraschall, laborchemische Untersuchung, fachÃ¤rztliche AbklÃ¤rungen) hÃ¤tten
keine pathologischen Werte ergeben. Bei dem KlÃ¤ger bestehe eine
eingeschrÃ¤nkte Compliance. Eine RehabilitationsfÃ¤higkeit sei aufgrund der
psychischen Erkrankung des KlÃ¤gers und seiner UnzuverlÃ¤ssigkeit, sich an
Regeln und Termine zu halten, schwierig. AuÃ�erdem bestehe eine groÃ�e
Sprachbarriere, die gezielte Anwendung oder GesprÃ¤che mit komplexeren Inhalten
nicht zulasse. FÃ¼r die Verbesserung der Situation des KlÃ¤gers wÃ¤re eine
Einweisung in eine psychosomatische Klinik sinnvoll, diese sei aber aufgrund der
Sprachbarriere des KlÃ¤gers nicht mÃ¶glich. S1 hat sich der Beurteilung des MDK
angeschlossen. 
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Der hausÃ¤rztliche M hat mit Schreiben vom 08.03.2021 mitgeteilt, der KlÃ¤ger
leide unter VerdauungsstÃ¶rungen, einer depressiven StÃ¶rung und einer
somatoformen autonomen FunktionsstÃ¶rung. Er sei nicht in der Lage, einer
dauerhaft regelmÃ¤Ã�igen TÃ¤tigkeit nachzugehen. 

Der S hat mit Schreiben vom 12.01.2021 einen Auszug aus der Patientenakte
vorgelegt. Da neben der â�� durch die mÃ¤Ã�igen degenerativen VerÃ¤nderungen
der LendenwirbelsÃ¤ule durchaus verstÃ¤ndlichen â��
RÃ¼ckenschmerzsymptomatik eine chronische Schmerzerkrankung mit
Aggravation der Beschwerden vorliege, sei eine psychosomatische
RehabilitationsmaÃ�nahme sinnvoll, bei der auch die RÃ¼ckenproblematik
mitbehandelt werden kÃ¶nnte. Dabei mÃ¼sse allerdings das Sprachproblem
gelÃ¶st werden, da der KlÃ¤ger nur schlecht Deutsch spreche und in der Praxis es
immer wieder zu MissverstÃ¤ndnissen im GesprÃ¤ch gekommen sei. Im
ambulanten Rahmen seien die Probleme des KlÃ¤gers aufgrund der Sprachbarriere
kaum zu lÃ¶sen. Auf neurochirurgischem und orthopÃ¤dischem Fachgebiet bestehe
keine Indikation fÃ¼r weiterfÃ¼hrende invasive MaÃ�nahmen oder gar eine
Operation. 

Der F hat mit Schreiben vom 16.03.2021 Ã¼ber eine erschwerte Behandlung durch
die Sprachbarriere und die geringe Compliance des KlÃ¤gers berichtet. Bei dem
KlÃ¤ger bestehe eine anhaltende somatoforme SchmerzstÃ¶rung sowie Angst und
depressive StÃ¶rung, gemischt. Der KlÃ¤ger sei fixiert auf kÃ¶rperliche
Beschwerden und Ungerechtigkeiten. Die ambulanten MaÃ�nahmen seien noch
nicht ausgeschÃ¶pft. Eine ambulante Psychotherapie komme in Frage und sei auch
dringend indiziert. Allerdings sei hierzu eine muttersprachliche Therapeutin
erforderlich. Im Gutachten des MDK werde ein VorgesprÃ¤ch im Mai 2020
erwÃ¤hnt. Ihm sei davon nichts bekannt. Aus diesem Grund habe er eine
psychosomatische RehamaÃ�nahme im Februar 2020 verordnet. Aus
psychiatrischer Sicht gehe er davon aus, dass ein GroÃ�teil der Beschwerden
psychischen Ursprungs sei. F hat eine â��Verordnung von medizinsicher
Rehabilitationâ�� vom 07.02.2020 vorgelegt, in der der auch auf die Sprachbarriere
und das Erfordernis einer muttersprachlichen Therapie in Hindi oder Panjabi
hingewiesen wird. Als rehabilitationsbegrÃ¼ndende Diagnosen werden dort eine
anhaltende somatoforme SchmerzstÃ¶rung sowie Angst und Depression, gemischt,
genannt. In den Bereichen Lernen und Wissensanwendung, allgemeine Aufgaben
und Anforderungen, Kommunikation, hÃ¤usliches Leben, interpersonelle
AktivitÃ¤ten, bedeutende Lebensbereiche sowie Gemeinschaftsleben und soziales
Leben bestÃ¼nden EinschrÃ¤nkungen. Als Rehabilitationsziele werden
Stabilisierung, Entlastung vom Umfeld, Psychoedukation sowie den Umfang mit
Stress genannt. 

Nach AnhÃ¶rung der Beteiligten hat das SG die Klage durch Gerichtsbescheid vom
05.05.2021 abgewiesen. Der angefochtene Bescheid vom 20.04.2020 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 15.10.2020 sei rechtmÃ¤Ã�ig und verletze den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Der KlÃ¤ger habe gegen die Beklagte keinen
Anspruch auf die GewÃ¤hrung einer stationÃ¤ren medizinischen
RehabilitationsmaÃ�nahme. Versicherte hÃ¤tten nach Â§Â 11 AbsÂ 2 SatzÂ 1
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SGBÂ V Anspruch auf Leistungen zur medizinischen Rehabilitation sowie auf
unterhaltssichernde und andere ergÃ¤nzende Leistungen, die notwendig seien, um
eine Behinderung oder PflegebedÃ¼rftigkeit abzuwenden, zu beseitigen, zu
mindern, auszugleichen, ihre Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder ihre Folgen zu
mildern. Reiche eine ambulante Krankenbehandlung nicht aus, um die in Â§Â 11
AbsÂ 2 SGBÂ V beschriebenen Ziele zu erreichen, erbringe die Krankenkasse
gemÃ¤Ã� Â§Â 40 AbsÂ 1 SatzÂ 1 SGBÂ V aus medizinischen GrÃ¼nden
erforderliche ambulante Rehabilitationsleistungen. Reichten auch ambulante
Rehabilitationsleistungen nicht aus, erbringe die Krankenkasse gemÃ¤Ã� Â§Â 40
AbsÂ 2 SatzÂ 1 SGBÂ V stationÃ¤re Rehabilitation mit Unterkunft und Verpflegung
in einer nach Â§Â 37 AbsÂ 3 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGBÂ IX) zertifizierten
Rehabilitationseinrichtung, mit der ein Vertrag nach Â§Â 111 SGBÂ V bestehe. Die
Krankenkasse bestimme gemÃ¤Ã� Â§Â 40 AbsÂ 3 SatzÂ 1 SGBÂ V nach den
medizinischen Erfordernissen des Einzelfalls Art, Dauer, Umfang, Beginn und
DurchfÃ¼hrung der stationÃ¤ren Rehabilitation sowie die Rehabilitationseinrichtung
nach pflichtgemÃ¤Ã�em Ermessen. Bei der PrÃ¼fung der Voraussetzungen des
Anspruchs nach Krankenversicherungsrecht werde deutlich, dass die genannten
Vorschriften ein StufenverhÃ¤ltnis der verschiedenen MaÃ�nahmen der
Krankenbehandlung vorsÃ¤hen, welche bereits aus dem Wirtschaftlichkeitsgebot
des Â§Â 12 AbsÂ 1 SGBÂ V folge, wonach die Leistungen ausreichend,
zweckmÃ¤Ã�ig und wirtschaftlich sein mÃ¼ssten und das MaÃ� des Notwendigen
nicht Ã¼berschreiten dÃ¼rften. Daraus folge, dass eine stationÃ¤re Reha mit
Unterkunft und Verpflegung in einer Rehabilitationseinrichtung nur dann in Betracht
komme, wenn weder eine ambulante Krankenbehandlung, eine ambulante
Rehabilitation in einer wohnortnahen Einrichtung noch eine ambulante
Rehabilitation in Rehabilitationseinrichtungen, fÃ¼r die ein Versorgungsvertrag
nach Â§Â 111 SGBÂ V bestehe, ausreichend seien. 

Der Anspruch auf Rehabilitation setze daneben BehandlungsbedÃ¼rftigkeit,
RehabilitationsfÃ¤higkeit und eine positive Rehabilitationsprognose voraus. Dies
werde durch die Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses (GBA) Ã¼ber
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation (Rehabilitations-Richtlinie) in der
Fassung vom 19.12.2019 (BAnz 17.03.2020 BÂ 3) konkretisiert. Nach Â§Â 9
Rehabilitations-Richtlinie seien Versicherte rehabilitationsfÃ¤hig, wenn sie aufgrund
ihrer somatischen und psychischen Verfassung die fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung und
Mitwirkung bei der Leistung zur medizinischen Rehabilitation notwendige
Belastbarkeit besÃ¤Ã�en. Die Rehabilitationsprognose sei gemÃ¤Ã� Â§Â 10
Rehabilitations-Richtlinie eine medizinisch begrÃ¼ndete
Wahrscheinlichkeitsaussage fÃ¼r den Erfolg der Leistung zur medizinischen
Rehabilitation auf der Basis der Erkrankung oder Behinderung, des bisherigen
Verlaufs, des Kompensationspotentials oder der RÃ¼ckbildungsfÃ¤higkeit unter
Beachtung und FÃ¶rderung individueller positiver Kontexfaktoren, insbesondere der
Motivation der oder des Versicherten zur Rehabilitation, oder der MÃ¶glichkeit der
Verminderung negativ wirkender Kontexfaktoren Ã¼ber die Erreichbarkeit eines
festgelegten Rehabilitationszieles oder festgelegter Rehabilitationsziele durch eine
geeignete Leistung zur medizinischen Rehabilitation in einem notwendigen
Zeitraum. 
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Gemessen an diesen GrundsÃ¤tzen sei ein Anspruch auf eine stationÃ¤re
medizinische Rehabilitationsleistung nicht festzustellen. Weder auf orthopÃ¤disch-
neurochirurgischem Fachgebiet noch auf nervenÃ¤rztlichem Fachgebiet seien die
ambulanten BehandlungsmÃ¶glichkeiten auch nur ansatzweise ausgeschÃ¶pft.
FÃ¼r das Jahr 2020 sei nur eine Verordnung Ã¼ber die Krankengymnastik in der
Zeit vom 04.03.2020 bis 17.03.2020 abgerechnet. Ein am 16.10.2020 ausgestelltes
Rezept fÃ¼r Krankengymnastik sei vom KlÃ¤ger bislang nicht eingelÃ¶st. Die vom F
sowie der K dokumentierten Vorstellungstermine wiesen AbstÃ¤nde von zum Teil
mehreren Monaten auf. Wesentlich erschwert werde die Behandlung zudem durch
die nur geringe Compliance des KlÃ¤gers in Bezug auf die Einhaltung von
vereinbarten Terminen sowie die Einnahme der verordneten Medikation.
Ausweislich des Entlassberichts der Uklinik fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie
vom 12.05.2020 sei dem KlÃ¤ger eine ambulante muttersprachliche Psychotherapie
empfohlen und hierzu ein VorgesprÃ¤ch vereinbart worden. Allein dieser Umstand
belege, dass trotz der bestehenden Sprachbarriere auch im ambulanten Rahmen
BehandlungsansÃ¤tze zur VerfÃ¼gung stÃ¼nden. Soweit aus den
Befundunterlagen erkennbar, sei eine Psychotherapie bislang nicht zustande
gekommen. Soweit der behandelnde F die Auffassung vertrete, dass eine
stationÃ¤re psychosomatische RehabilitationsmaÃ�nahme die Grundlage fÃ¼r eine
spÃ¤tere ambulante Psychotherapie legen kÃ¶nne, werde das in Â§Â 40 SGBÂ V
ausdrÃ¼cklich normierte Stufen- und VorrangverhÃ¤ltnis verkannt. Rehabilitative
BehandlungssÃ¤tze kÃ¶nnten ambulant wahrgenommene TherapiemaÃ�nahmen
immer nur flankieren bzw ergÃ¤nzen, hingegen nicht gÃ¤nzlich oder weitgehend
ersetzen. Das Gericht habe groÃ�e Zweifel, ob der KlÃ¤ger eine ausreichende
FÃ¤higkeit aufweise, sich auf den multimodal ausgerichteten Ansatz einer
RehabilitationsmaÃ�nahme einzulassen. Insbesondere fÃ¼r eine psychodynamische
Rehabilitationsleistung dÃ¼rfte dem KlÃ¤ger ein ausreichendes VerstÃ¤ndnis in die
Psychogenese seiner Beschwerden fehlen, was seine starke Fixierung auf die
AbklÃ¤rung vermeintlicher organischer Erkrankungen belege. Das im Entlassbericht
vom 12.05.2020 beschriebene Interaktionsmuster mit deutlichen StÃ¶rungen im
Sozialverhalten dÃ¼rfte zudem mit der mitunter gruppendynamischen
Ausgestaltung rehabilitativer Therapieangebote nur schwer in Einklang zu bringen
sein. Der KlÃ¤ger habe sich im psychopathologischen Befund deutlich desorientiert,
gedanklich deutlich verlangsamt und ungeordnet mit Verdacht auf deutliche
AuffassungsstÃ¶rungen gezeigt. Weiterhin sei zum gegenwÃ¤rtigen Zeitpunkt keine
positive Rehabilitationsprognose zu stellen. Eine solche setze ua voraus, dass das
im Rahmen einer Rehabilitation erzielte Behandlungsergebnis nach Abschluss der
MaÃ�nahme unter fachkundiger Anleitung und Ã�berwachung nachhaltig gefestigt
oder gar ausgebaut werden kÃ¶nne. Ohne eine engmaschig eingerichtete
Behandlung im ambulanten Setting sei ein nachhaltiger Rehabilitationserfolg nicht
gewÃ¤hrleistet. Vor diesem Hintergrund sei nicht erkennbar, dass der KlÃ¤ger im
gebotenen Umfang von einer RehabilitationsmaÃ�nahme profitieren kÃ¶nne.

Gegen den seinen BevollmÃ¤chtigten am 07.05.2021 zugestellten Gerichtsbescheid
wendet sich der KlÃ¤ger mit seiner am 07.06.2021 beim SG eingelegten Berufung,
mit der er unter Verweis auf sein bisheriges Vorbringen sein Begehren
weiterverfolgt. Er â�� der KlÃ¤ger â�� sei auÃ�erstande, eine ambulante
Behandlung durchzustehen. StationÃ¤re RehabilitationsmaÃ�nahmen seien
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medizinisch durchaus sinnvoll und erforderlich. 

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Reutlingen vom 05.05.2021 aufzuheben
und die Beklagte unter Aufhebung des Bescheids vom 20.04.2020 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 15.10.2020 zu verurteilen, ihm eine stationÃ¤re
medizinische RehabilitationsmaÃ�nahme zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte verweist auf ihre Entscheidungen. 

Der Berichterstatter hat mit VerfÃ¼gung vom 09.08.2021 darauf hingewiesen, dass
nach vorlÃ¤ufiger PrÃ¼fung der Sach- und Rechtslage die Berufung keinen Erfolg
verspreche, zumal eine stationÃ¤re psychosomatische Einrichtung, die eine
Therapie in der Muttersprache des KlÃ¤gers anbiete, nicht bekannt sei, wÃ¤hrend
durch die Klinik fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie T im Mai 2020 eine
muttersprachliche ambulante Psychotherapie angebahnt worden sei.

Der KlÃ¤ger hat seine Berufung aufrechterhalten. Die Beteiligten haben ihr
EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung erteilt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Verwaltungsakten der Beklagten sowie die Verfahrensakten
des SG und des Senats Bezug genommen. 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung des KlÃ¤gers hat keinen Erfolg.

Die nach Â§Â§Â 143, 151 AbsÂ 1 und 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und
fristgerecht eingelegte Berufung, Ã¼ber die der Senat mit dem EinverstÃ¤ndnis der
Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet (Â§Â§Â 153 AbsÂ 1, 124
AbsÂ 2 SGG), ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet. Das SG hat die Klage zu Recht
abgewiesen. 

Gegenstand des Rechtsstreits bildet der Bescheid vom 20.04.2020 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 15.10.2020 (Â§Â 95 SGG), mit dem die Beklagte den
Antrag des KlÃ¤gers auf stationÃ¤re Leistungen zur medizinischen Rehabilitation
abgelehnt hat. Dagegen wendet sich der KlÃ¤ger statthaft mit der kombinierten
Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§Â§Â 54 AbsÂ 1 und 4, 56 SGG) und begehrt die
GewÃ¤hrung (ausschlieÃ�lich) einer stationÃ¤ren medizinischen
RehabilitationsmaÃ�nahme.
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Das SG hat die Klage zu Recht abgewiesen, da der Bescheid der Beklagten vom
20.04.2020 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 15.10.2020 rechtmÃ¤Ã�ig
ist und den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten verletzt. Der KlÃ¤ger hat gegen die
Beklagte keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer stationÃ¤ren medizinischen
RehabilitationsmaÃ�nahme. Das SG hat in dem angefochtenen Gerichtsbescheid die
rechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r den geltend gemachten Anspruch zutreffend
dargestellt sowie Ã¼berzeugend begrÃ¼ndet, dass hinsichtlich der chronischen
Lumbalgie bei degenerativen VerÃ¤nderungen sowie der ganz im Vordergrund
stehenden psychischen Erkrankung (W: SomatisierungsstÃ¶rung bei Verdacht auf
schizotype StÃ¶rung; F: anhaltende somatoforme SchmerzstÃ¶rung sowie Angst
und depressive StÃ¶rung, gemischt) die ambulante Krankenbehandlung nicht
ausgeschÃ¶pft ist mit der Folge, dass eine (stationÃ¤re) Leistung zur medizinischen
Rehabilitation nach Â§ 40 Abs 2 SGBÂ V ausscheidet, und zudem die
RehabilitationsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers sowie eine positive Rehabilitationsprognose
Ã¤uÃ�ert zweifelhaft erscheint. Der Senat sieht von einer weiteren Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde ab und weist die Berufung des KlÃ¤gers aus der GrÃ¼nden
der angefochtenen Entscheidung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck (Â§ 153 Abs 2 SGG). 

Zum Berufungsvorbringen des KlÃ¤gers, dass nach der Stellungnahme des S er â��
der KlÃ¤ger â�� auÃ�erstande sei, eine ambulante Behandlung durchzustehen, und
stationÃ¤re RehabilitationsmaÃ�nahmen medizinisch durchaus sinnvoll und
erforderlich seien, weist der Senat darauf hin, dass ganz im Vordergrund die
seelische Behinderung des KlÃ¤gers steht. Die behandelnden Ã�rzte K, W, S1 undÂ 
haben eindrÃ¼cklich beschrieben, dass die vom KlÃ¤ger geltend gemachten
somatischen Beschwerden im Wesentlichen psychisch Ã¼berlagert sind. K hat in
ihrer sachverstÃ¤ndigen Stellungnahme nur von mÃ¤Ã�igen
FunktionseinschrÃ¤nkungen von Seiten der WirbelsÃ¤ule berichtet, nÃ¤mlich von
einer schwach ausgeprÃ¤gten RÃ¼ckenmuskulatur, einer leichten Hyperlordose,
einem Druckschmerz im Bereich der WirbelsÃ¤ule und einer schmerzbedingt
endgradigen BewegungseinschrÃ¤nkung beim Beugen. Sie hat primÃ¤r eine
psychotherapeutische Behandlung (im ambulanten Setting) fÃ¼r erforderlich
angesehen. S1 und der F haben die psychische Erkrankung des KlÃ¤gers als
maÃ�geblich beschrieben. Der S hat eingerÃ¤umt, dass hinsichtlich der
RÃ¼ckenschmerzsymptomatik eine Aggravation der Beschwerden vorliegt und der
Behandlungsschwerpunkt auf psychosomatischem bzw psychiatrischem Fachgebiet
liegt. Auf diesem Fachgebiet ist aber eine ambulante Behandlung mÃ¶glich und
nicht ausgeschÃ¶pft, mithin eine stationÃ¤re medizinische Rehabilitation gerade
nicht erforderlich. Dies entnimmt der Senat dem schlÃ¼ssigen Gutachten des MDK
vom 19.06.2020 sowie den sachverstÃ¤ndigen Ã�uÃ�erungen der Kund S1, die sich
der Beurteilung des MDK ausdrÃ¼cklich angeschlossen haben. Auch der F hat
ausdrÃ¼cklich bestÃ¤tigt, dass die ambulanten MaÃ�nahmen noch nicht
ausgeschÃ¶pft sind sowie eine ambulante Psychotherapie dringend indiziert ist. Er
hat eine stationÃ¤re Rehabilitation nur deshalb empfohlen, weil ihm eine ambulante
muttersprachliche Therapie mangels Angebot nicht mÃ¶glich erschien. Dabei war
ihm nicht bekannt, dass im Rahmen der akutstationÃ¤ren Behandlung in der Klinik
fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie T die Einleitung einer muttersprachlichen
Therapie gerade angebahnt worden ist. Auch hat der dortige stationÃ¤re Aufenthalt
eindrÃ¼cklich gezeigt, dass ein stationÃ¤rer Aufenthalt nur bei Ã�berwindung der
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durchgehend beschriebenen Sprachbarriere sinnvoll erscheint. Eine stationÃ¤re
Rehabilitationseinrichtung, die Therapieangebote in der Muttersprache des KlÃ¤gers
(Hindi oder Panjabi) zur VerfÃ¼gung stellt, ist dem Senat nicht bekannt. Eine solche
wurde auch weder vom KlÃ¤ger noch von den Ã�rzten F und S benannt. Auch auf
den Hinweis in der VerfÃ¼gung des Senats vom 09.08.2021 hat der KlÃ¤ger nicht
reagiert und keine psychosomatische Einrichtung mit Behandlungsangeboten in
Hindi oder Panjabi genannt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§Â 160 AbsÂ 2 NrnÂ 1
und 2 SGG). 

Erstellt am: 15.01.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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